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Neues aus Berlin 

Bundeshaushalt 2019:  

Familien und Mieter werden 

gestärkt, Infrastruktur  

verbessert 

Da viele Vorhaben des Koalitionsvertra-

ges umgesetzt werden, sieht der Haushalt 

Ausgaben in Höhe von 356,8 Milliarden 

Euro vor – das sind rund 13 Milliarden 

Euro mehr als im laufenden Jahr. Damit 

steigen die Investitionen in Rekordhöhe; 

sie fließen vorrangig in die Bereiche Woh-

nen, Bildung, Infrastruktur und Digitali-

sierung (Drs. 19/3400). 

 

Nach wie vor wird es keine neuen Schul-

den geben. Das soll auch bis einschließlich 

2022 so bleiben. Die Schuldenregel des 

Grundgesetzes wird in allen Jahren mit 

Abstand eingehalten. Und: Der Schulden-

stand fällt im nächsten Jahr wieder unter 

die Grenze von 60 Prozent des Bruttoin-

landsprodukts (eine europäische Bedin-

gung). 

 

Der Entwurf für den Haushalt zeigt, dass 

aufgrund der guten Wirtschaftslage viel 

Gutes gleichzeitig möglich ist. Das lässt 

sich beispielhaft an der Infrastruktur dar-

stellen: Diese Koalition investiert so viel 

wie nie in Straßen, Schienen und Wasser-

straßen. Die digitale Zukunft des Landes 

wird mit einem Sondervermögen für den 

Breitbandausbau und für die Digitalisie-

rung unserer Schulen gesichert. 

 

Grundstein für eine stabile Rente 

Zugleich umfasst der Haushalt ganz viele 

Maßnahmen für Kinder und Familien. 

Dazu gehören die Erhöhung des Kinder-

gelds, des Kinderfreibetrags und des Kin-

derzuschlags und bessere Qualität über 

das „Gute-Kita-Gesetz“. Ein neues Bau-

kindergeld kommt, das BAföG wird aus-

geweitet. 

 

Die Koalition legt mit dem Haushalt auch 

den Grundstein für eine stabile Rente der 

Babyboomer, die ab 2024 in Rente gehen. 

Dazu werden Zuschüsse aus Steuermit-

teln zurückgelegt, um das Rentenniveau 

stabil und den Rentenbeitrag unter 20 

Prozent zu halten.  

 

Zusammenhalt wird gestärkt 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz: "Der 

soziale Zusammenhalt wird durch Inves-

titionen auf der einen und Vorsorge auf 

der anderen Seite gestärkt. Wir schaffen 

wichtige Perspektiven für die Zukunft“. 

Zukunftsinvestitionen und konkrete Ver-

besserungen für die Menschen haben Vor-

rang. Die Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten sehen keinen Grund, den 

Solidaritätszuschlag für die reichsten 

zehn Prozent der Steuerzahler früher als 

geplant abzuschaffen.  

 

Außerdem ist die SPD-Fraktion auch nicht 

bereit, bis zu 40 Milliarden Euro mehr für 

Rüstung auszugeben. Stattdessen will sie 

die Weichen dafür stellen, dass die Rente 

bis 2040 abgesichert ist und der Mieter-

schutz noch deutlich weiter verstärkt 

wird, etwa durch einen Mietenstopp und 

weitere Gelder für sozialen und öffentli-

chen Wohnungsbau. 

 

Nahles: Dieser Haushalt 

stärkt das Vertrauen in  

unsere Demokratie 

Am Mittwochvormittag hat im Deutschen 

Bundestag die so genannte Generalde-

batte stattgefunden. Anlass waren die Be-

ratungen über den Bundeshaushalt 2019. 

Die Debatte stand im Zeichen der rechts-

extremen Vorfälle in Chemnitz und deren 

Folgen. Doch Andrea Nahles setzte wei-

tere Schwerpunkte: „Wir alle können mit 

unserem Handeln und unseren Worten 

das Vertrauen in den solidarischen Zu-

sammenhalt unseres Landes stärken –   

oder dieses Vertrauen gezielt zerstören.“ 

 

Soziale Sicherheit und Zukunfts-

chancen 

Den Schwerpunkt ihrer Rede legte Nahles 

auf die Stärken des Haushaltsentwurfs für 

2019. Zwei Scherpunkte gibt es laut Nah-

les: „Wir investieren in soziale Sicherheit. 

Und wir investieren in Zukunftschancen. 
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Und das alles ohne neue Schulden.“ Sie 

sprach von einem „waschechten Investiti-

onshaushalt“, der den Zusammenhalt im 

Land fördere. 

 

Sozialpolitische Offensive 

Nahles machte aber auch klar: „Wir brau-

chen jetzt eine sozialpolitische Offensive. 

In Metropolen und Städten wohnen sich 

inzwischen selbst Normalverdiener arm, 

weil die Mieten schneller steigen als die 

Löhne.“ Deshalb habe die Bundesregie-

rung nun das Mieterschutzgesetz be-

schlossen. Mieterinnen und Mieter können 

damit ihre Rechte besser durchsetzen, 

und es hilft vor horrenden Mietpreissprün-

gen. Es gibt mehr Wohnungsbau, bessere 

Abschreibungsmöglichkeiten beim Bau 

und weniger Kosten für Mieter bei Moder-

nisierungen. 

 

Stabile Renten bis 2040 garantieren 

Das zweite große Thema, bei dem die 

SPD-Fraktion aufs Tempo drückt, ist die 

Zukunft der gesetzlichen Rente. „Deswe-

gen ist es gut und richtig, dass die Koali-

tion jetzt für stabile Renten bis 2025 

sorgt, sagte Nahles. Sie kündigte aber 

auch an: „Wer über Jahrzehnte Beiträge 

zahlt, muss sich sicher sein, dass er im 

Alter ein gutes Auskommen hat. Wir wol-

len stabile Renten bis 2040 garantieren. 

Ohne Anhebung des Renteneintrittsal-

ters!“ 

 

Sie kritisierte die reflexhaften Einwände 

der anderen Parteien und erläuterte auch, 

was daran falsch ist: „Entweder Sie mu-

ten den Menschen Altersarmut zu, weil 

die Kaufkraft der Rente weiter stürzt. Das 

passiert nämlich, wenn wir einfach nichts 

tun. Oder Sie führen die Rente mit 70 ein, 

auch wenn kaum jemand solange arbei-

ten kann. Und privat vorsorgen? Das ist 

gut, aber kein Ersatz für eine vernünftige 

gesetzliche Rente!“ 

 

Für die SPD-Fraktion, so Nahles, sei klar: 

„Es gibt eine Alternative zu Armutsrenten. 

Und die heißt Rentengarantie.“ 

 

 

Das steckt alles im neuen 

„Rentenpakt“ 

Wer ein Leben lang gearbeitet hat, muss 

sich darauf verlassen können, im Alter or-

dentlich abgesichert zu sein. Das ist ein 

Kernversprechen unseres Sozialstaats. 

Mit dem „Rentenpakt“, den das Kabinett 

Ende August verabschiedet hat und der 

zum 1. Januar 2019 in Kraft treten soll, 

erneuert und stärkt die Koalition das Ver-

trauen in dieses Kernversprechen. 

 

Das Ziel der SPD-Bundestagsfraktion ist 

es, die Alterssicherung langfristig zu sta-

bilisieren, ohne dass eine Generation 

diese Aufgabe allein schultern muss. In 

Zeiten des demografischen Wandels ist 

das für unsere Gesellschaft eine große 

Herausforderung, da die Menschen immer 

länger Rente beziehen und gleichzeitig 

immer weniger junge Menschen über die 

Umlage die Rente der älteren Generation 

gegenfinanzieren. 

 

Im Einzelnen beinhaltet der Rentenpakt 

folgende Maßnahmen: 

Es wird eine doppelte Sicherheitslinie ge-

ben, indem zum einen bis zum Jahr 2025 

ein Rentenniveau von mindestens 48 Pro-

zent und zum anderen für denselben Zeit-

raum ein Rentenbeitragssatz von höchs-

tens 20 Prozent garantiert wird. 

 

Da die Stabilität des Systems der Alters-

vorsorge ein gesamtgesellschaftliches An-

liegen ist, nimmt die Koalition dafür Steu-

ermittel in die Hand: Der Demografie-

fonds, der im Bundeshaushalt von 2021 

bis 2024 mit jährlich 2 Milliarden Euro 

aufgebaut wird, sichert die Beitragssatz-

obergrenze ab – auch für den Fall, dass 

unvorhergesehene Entwicklungen eintre-

ten. 

 

Neben der Sicherung des Rentenniveaus 

und der Obergrenze für den Rentenbei-

tragssatz sieht der Rentenpakt eine er-

neute deutliche Verbesserung der Er-

werbsminderungsrente vor. Denn gerade 

wer aus gesundheitlichen Gründen früher 

aus dem Berufsleben ausscheiden muss, 

braucht den Schutz der Solidargemein-

schaft. Dazu wird die Zurechnungszeit, 
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nach der die Renten so berechnet werden, 

als ob die künftigen Betroffenen nach Ein-

tritt der Erwerbsminderung wie bisher 

weitergearbeitet hätten, noch einmal er-

heblich verlängert. Hiervon werden ab 

2019 jedes Jahr etwa 170.000 Menschen 

profitieren. 

 

Außerdem entlastet die Koalition bis zu 

3,5 Millionen Geringverdiener bei der Bei-

tragszahlung, ohne dass sich ihre Renten-

anwartschaften verschlechtern. Diese Be-

schäftigten sind besonders auf größere fi-

nanzielle Spielräume angewiesen. 

 

Schließlich wird allen Müttern oder Vätern 

für vor 1992 geborene Kinder bei der 

Rente ein weiteres halbes Jahr Kinderer-

ziehung angerechnet. Davon werden auch 

ca. zehn Millionen Mütter und Väter profi-

tieren, die bereits Rente beziehen. 

 

Was noch kommt 

Die Koalition wird auf Druck der SPD-

Fraktion noch in dieser Wahlperiode für 

Menschen, die jahrzehntelang gearbeitet, 

Kinder erzogen und Angehörige gepflegt 

haben, aber trotz langjähriger Beitrags-

zahlung im Alter grundsicherungsbedürf-

tig sind, eine Grundrente einführen die ein 

Alterseinkommen oberhalb des Grundsi-

cherungsbedarfs sicherstellt und damit 

die Lebensleistung dieser Menschen bes-

ser anerkennt. 

 

Selbstständige werden zudem besser ge-

schützt und in das System der Alterssi-

cherung einbezogen. 

 

Mehr Schutz für Mieter vor 

Spekulation und Abzocke 

Die Koalition wird verhindern, dass Men-

schen in Zukunft aus ihrem Zuhause 

quasi raussaniert und gewachsene Wohn-

viertel zerstört werden. 

Die sogenannte Mietpreisbremse für Re-

gionen mit angespanntem Wohnungs-

markt wird unter anderem mit neuen Aus-

kunftspflichten (künftig vor Unterschrift 

unter den Vertrag) für Vermieter ver-

schärft, die eine Miete verlangen wollen, 

die mehr als zehn Prozent über der orts-

üblichen Vergleichsmiete liegt. Stellt sich 

heraus, dass der Vermieter sich nicht an 

die Auskunftspflicht gehalten hat, darf er 

sich für die gesamte Dauer des Mietver-

hältnisses nicht auf eine Ausnahme beru-

fen. 

 

Ist der Mieter bzw. die Mieterin der Auf-

fassung, die Miete liege unzulässiger 

Weise zehn Prozent oder mehr über der 

ortsüblichen Vergleichsmiete, kann er  

oder sie einen solchen Wucher einfach rü-

gen und zu viel gezahlte Miete zurückver-

langen. 

 

Weniger Kostenumlage bei Moderni-

sierungen 

Vermieter dürfen die Miete nach einer Mo-

dernisierung künftig zusätzlich um nicht 

mehr als 3 Euro je Quadratmeter für die 

Dauer von sechs Jahren erhöhen. Beiden 

Seiten nutzt diese neue Regelung: Moder-

nisierungen werden ermöglicht, aber die 

Miete bezahlbar gehalten. Das hat die 

SPD-Fraktion durchgesetzt. Bis zum 

Schluss hatte sich die Union dagegen ge-

wehrt. 

 

Gegen Spekulanten, die Mieter gezielt 

verdrängen, geht die Koalition hart vor: 

Zum Schutz der Mieter vor dem Heraus-

modernisieren und vor einer weiteren 

Gentrifizierung von Quartieren kann künf-

tig ein Bußgeld von bis zu 100.000 Euro 

verhängt werden, wenn Vermieter gezielt 

herausmodernisieren. So wird der Schutz 

der Mieter vor Spekulation und Abzocke 

effektiver gestaltet. 

 

Gemeinsam mit den im Koalitionsvertrag 

vereinbarten Maßnahmen zur Förderung 

des Wohnungsbaus oder zum Baukinder-

geld schafft die Koalition hiermit einen 

Baustein für mehr bezahlbaren Wohn-

raum. 

 

Politik für ein solidarisches 

Land 

Neustart für stabile Renten 

Bis 2025 wird das Rentenniveau bei min-

destens 48 Prozent stabil gehalten. Die 

Rentenbeiträge der Arbeitgeber und der 

Beschäftigten werden gleichzeitig nicht 

über 20 Prozent steigen. Das ist quasi 
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eine doppelte Haltelinie. Außerdem wer-

den diejenigen besser abgesichert, die 

künftig aufgrund von Unfall oder Krank-

heit nicht mehr arbeiten können. 

 

Und allen Eltern, die beruflich eine Pause 

eingelegt und sich um ihre vor 1992 ge-

borenen Kinder gekümmert haben, wer-

den diese Erziehungszeiten besser aner-

kannt. 

 

Mietenwende für bezahlbares Woh-

nen 

Mit der Begrenzung der Modernisierungs-

umlage von heute elf auf acht Prozent in 

Gebieten mit angespannten Wohnungs-

märkten ergreift die Koalition weitere 

Maßnahmen zum Schutz der Mieterinnen 

und Mieter vor extremen Mieterhöhun-

gen. Gezieltes Herausmodernisieren 

durch Investoren und Vermieter wird zu-

künftig mit Strafen bis zu 100.000 Euro 

belegt. 

 

Außerdem wird die Mietpreisbremse ver-

bessert, indem die Vermieter vollständige 

Auskunft über die Vormiete geben müs-

sen. So können Mieterinnen und Mieter 

erkennen, ob die von ihnen verlangte 

Miete rechtmäßig ist. 

 

Bildungschancen jetzt eröffnen 

Mit dem Gute-Kita-Gesetz werden die 

Qualität der Kinderbetreuung und der 

frühkindlichen Bildung verbessert und 

gleichzeitig die Kita-Gebühren abgebaut. 

Das bedeutet: bessere Bildung und glei-

che Chancen von Anfang an. 

 

Mit einer Grundgesetzänderung sorgt die 

Koalition dafür, dass der Bund in Zukunft 

die Länder und Kommunen mit Investiti-

onen in Bildungsinfrastruktur unterstüt-

zen kann. Denn gute Schulen mit moder-

ner Ausstattung sind die Grundlage für 

gute Bildung. 

 

Das so genannte Qualifizierungschancen-

gesetz öffnet die Weiterbildungsförderung 

der Bundesagentur für Arbeit für alle Be-

schäftigten – unabhängig von Alter, Be-

triebsgröße und Ausbildungsstand. Lohn-

ausfall oder Kosten der Weiterbildung 

werden ersetzt, und das Recht auf Wei-

terbildungsberatung wird ausgeweitet. 

 

Außerdem hat die SPD in den Koalitions-

verhandlungen eine Mindestausbildungs-

vergütung für Auszubildende und eine Re-

form des BAföG durchgesetzt, damit eine 

gute Ausbildung und ein Studium keine 

Frage des Geldes mehr sind. 

 

Demokratiefördergesetz, 

jetzt! 

Die Vorfälle in Chemnitz zeigen: Unsere 

demokratische Gesellschaft steht vor 

neuen Herausforderungen. Es gibt einen 

massiven Anstieg demokratiefeindlicher 

Phänomene wie Rechtsextremismus und 

gruppenbezogener Menschenfeindlich-

keit. Zeit, zu handeln! 

 

Wir brauchen ein „Gesetz zur Förderung 

der Demokratie“, das die wichtige Arbeit 

von Projekten und Initiativen langfristig 

abgesichert und verlässliche Strukturen 

schafft. Vor allem bedarf es einer bundes-

weiten Förderung der Demokratiearbeit. 

Damit ist nicht gemeint, sozusagen „von 

oben“ Demokratie zu verordnen, sondern 

zum Beispiel Bildungsarbeit in Sachen De-

mokratie zu unterstützen und Engage-

ment zu fördern. 

 

Die SPD-Fraktion macht mit einem neuen 

Positionspapier deutlich: Sie unterstützt 

Familienministerin Franziska Giffey (SPD) 

bei der Erarbeitung eines „Demokratieför-

dergesetzes“ und wird sich in der Koali-

tion dafür stark machen. 

 

Zentrale Inhalte dieses Gesetzes sind: 

Die Förderung bürgerschaftlichen Enga-

gements, um den gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt auf Grundlage der freiheit-

lich-demokratischen Grundordnung und 

ihrer Prinzipien zu stärken. 

 

Die Beschreibung der Aufgaben dieses 

bürgerschaftlichen Engagements zur De-

mokratieförderung und Extremismusprä-

vention. Außerdem, wie diese Aufgaben 

durch Aufklärung, Bildung, Information, 

Gegenargumentation und Unterstützung 

Betroffener erfüllt werden können. 
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Die Vergabe von Bundesmitteln durch Zu-

wendungen, Zuweisungen und öffentliche 

Aufträge, den Adressatenkreis dieser Gel-

der, die von nichtstaatlichen Organisatio-

nen zu erfüllenden Zulassungsvorausset-

zungen und den Erlass von Förderrichtli-

nien. 

 

Übrigens: Das „Gesetz zur Förderung der 

Demokratie“ greift auf die bereits im Rah-

men des Bundesprogramms „Demokratie 

leben!“ bestehenden Strukturen zurück. 

 

100 Jahre Frauenwahlrecht 

Neue Zeiten. Neue Ideen. 

In der mehr als 150-jährigen Geschichte 

der SPD zählt die Einführung des Frauen-

wahlrechts zu den zentralen Errungen-

schaften. Mutige Sozialdemokratinnen 

wie Marie Juchacz, Clara Zetkin und Luise 

Zietz waren es, die das aktive und passive 

Wahlrecht für Frauen erkämpft und damit 

den Weg bereitet haben für wichtige Mei-

lensteine in der Frauen- und Gleichstel-

lungspolitik. 

 

Die vergangenen 100 Jahre haben ge-

zeigt: Perspektiven und Interessen von 

Frauen werden nur dann gleichwertig be-

rücksichtigt, wenn Frauen in der Politik 

mitreden und mitentscheiden. 

 

Nur 30 Prozent der Mitglieder des 19. 

Deutschen Bundestages sind Frauen. So 

gering war der Anteil zuletzt nach der 

Bundestagswahl 1998! Ein genauer Blick 

auf die einzelnen Fraktionen zeigt, ver-

bindliche Quotenregelungen wirken: SPD: 

42 Prozent Frauenanteil, Die Linke: 54 

Prozent, Bündnis 90/Die Grünen: 58 Pro-

zent. FDP (24 Prozent), CDU/CSU (20 

Prozent) und AfD (11 Prozent) sind weit 

entfernt von einer angemessenen parla-

mentarischen Repräsentanz von Frauen. 

 

Auch wenn der Frauenanteil in der SPD-

Bundestagsfraktion deutlich über dem 

Schnitt liegt, ist das kein Grund nachzu-

lassen. Das Ziel ist klar: Mindestens die 

Hälfte der sozialdemokratischen Bundes-

tagsabgeordneten sollen Frauen sein! 

 

 

Neue Zeiten, neue Kräfte 

Die Wegbereiterin des Frauenwahlrechts 

und erste Rednerin in der Nationalver-

sammlung, Marie Juchacz, war der Mei-

nung: „Neue Zeiten brauchen neue Ideen 

und machen neue Kräfte mobil.“ Für die 

SPD-Bundestagsfraktion ist genau das die 

Leitschnur: 

 

Die Sozialdemokratinnen und Sozialde-

mokraten machen sich für Gleichstellung 

stark – im Bundestag und in der Regie-

rung. Sie werden gemeinsam mit Frauen-

ministerin Franziska Giffey (SPD) dafür 

sorgen, dass die gleichstellungspoliti-

schen Erfolge im Koalitionsvertrag zügig 

umgesetzt werden: von der ressortüber-

greifenden Gleichstellungstrategie bis hin 

zu gezielten Maßnahmen zur besseren 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die 

auch heute noch ein wichtiges Instrument 

zur Gleichstellung der Geschlechter ist. 

Mit der so genannten Brückenteilzeit hat 

die Regierung bereits ein wichtiges Ge-

setz im Kabinett beschlossen, von dem 

vor allem Frauen profitieren werden. 

 

Repräsentanz von Frauen auf allen 

Ebenen verbessern 

Die SPD-Abgeordneten setzen in den 

kommenden Monaten das Thema „Politi-

sche Teilhabe von Frauen“ mit Aktionen 

und Veranstaltungen – vor Ort und im 

Netz – prominent auf die Tagesordnung. 

Es geht um Antworten und Ideen, wie sich 

die Repräsentanz von Frauen auf allen 

Ebenen verbessern lässt. 

 

Nein zu Sexismus! Und Ja zu einer Kultur 

der Gleichberechtigung in der SPD-Frak-

tion! Die Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten bekennen sich zu einem Ar-

beitsklima, das niemanden aufgrund sei-

nes Geschlechts diskriminiert oder ge-

ringschätzt. 

 

Die SPD-Fraktion wird mobil machen für 

gleichberechtigte Teilhabe im Deutschen 

Bundestag und gibt damit ein klares Sig-

nal an die Länderparlamente und Stadt- 

und Gemeinderäte. Die Fraktion beteiligt 

sich gemeinsam mit vielen weiteren Or-

ganisationen, Verbänden und Initiativen 

wie dem Deutschen Frauenrat, dem Deut-

schen Juristinnenbund und den Frauen 
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der Berliner Erklärung an der Debatte 

über Wege zur Parität in den Parlamen-

ten. Die Repräsentanz von Frauen in den 

Parlamenten muss eine der zentralen Fra-

gen bei der anstehenden Wahlrechtsre-

form sein. 

 

 

Unsere Region 

Jetzt bewerben für den  

Marie-Juchacz-Preis 2019 

 
 

Der Anlass für einen Marie-Juchacz-Preis 

kann passender nicht sein: 100 Jahre ist 

es her, dass Frauen in Deutschland das 

Wahlrecht zugesprochen wurde. Dass sie 

in ein deutsches Parlament gewählt wer-

den durften. Die meisten weiblichen Ab-

geordneten waren nach der ersten Wahl 

für und mit Frauen in den Reihen der SPD 

zu finden. Und es war die Sozialdemokra-

tin Marie Juchacz, die als erste Frau über-

haupt in einem deutschen Parlament re-

dete. Wir suchen kreative Ideen und Kon-

zepte von jungen Menschen und zivilge-

sellschaftlichen Organisationen/Projek-

ten, die für Gleichstellung eintreten: sich 

für mehr Frauen in der Politik engagieren 

oder Marie Juchacz‘ Rede auf originelle 

Weise in die heute Zeit übersetzen. 

 

Die vergangenen 100 Jahre haben ge-

zeigt: Perspektiven und Interessen von 

Frauen werden nur dann gleichwertig be-

rücksichtigt, wenn Frauen in der Politik 

mitreden und mitentscheiden. Wir dürfen 

deshalb nicht nachlassen in unserem Ein-

satz für mehr Frauen in der Politik. Mit 

dem Preis zeichnet die SPD-Fraktion 

junge Menschen mit einer kreativen Idee 

aus: Was würde Marie Juchacz heute in 

ihrer Rede im Deutschen Bundestag aus 

Frauensicht einfordern (Kreativ-Wettbe-

werb). Darüber hinaus prämiert sie inno-

vative zivilgesellschaftliche Initiativen 

und Projekte, in denen Bürgerinnen und 

Bürger sich dafür engagieren, die politi-

sche Beteiligung von Frauen voranzubrin-

gen (Engagement-Wettbewerb). 

 

Bewerben können sich auf den Kreativ-

wettbewerb junge Menschen im Alter von 

16 bis 27 Jahren. Auf den Engagement-

wettbewerb können sich innovative zivil-

gesellschaftliche Projekte und Initiativen 

bewerben, die sich gemeinnützig für mehr 

politische Beteiligung von Frauen enga-

gieren. 

 

Einsendeschluss für Bewerbungen ist  

der 4. Januar 2019. 

 

Die Gewinnerinnen und Gewinner laden 

wir zur Preisverleihung voraussichtlich im 

Februar 2019 in den Deutschen Bundes-

tag ein. Den ausgezeichneten Projekten 

und Personen winken attraktive Geld-

preise, die von den SPD-Bundestagsabge-

ordneten gestiftet werden. 

Die SPD-Bundestagsfraktion verleiht den 

Marie-Juchacz-Preis einmalig. Mit dem 

Preis soll die Erinnerung an all die kämp-

ferischen Sozialdemokratinnen wachge-

halten werden, die vor mehr als 100 Jah-

ren ihr selbstverständliches Recht einfor-

derten, zu wählen und gewählt zu wer-

den. 

 

Jugendgruppe „Kraftwerk 

Albbruck“ im Bundestag 

Internationalen Besuch aus dem Wahl-

kreis bekam ich am vergangenen Diens-

tag, den 28. August. Die Gruppe „Kraft-

werk Albbruck“, die ihren Namen von der 

Kraftwerkstraße in Albbruck bezieht, be-

steht aus geflüchteten Jugendlichen und 

deren Betreuern. Die Jugendlichen stam-

men unter anderem aus Afghanistan, 

dem Iran, Kenia und Sierra Leone und 

konnten sich auf ihrer mehrtägigen Reise 

nach Berlin ein Bild von der politischen 

Hauptstadt machen. 

 

Im Reichstagsgebäude, dem Herzen der 

parlamentarischen Demokratie kam ich 
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ins Gespräch mit den jungen Geflüchte-

ten. Dort erklärte ich ihnen zunächst 

meine Arbeit als Abgeordnete und als Par-

lamentarische Staatssekretärin. In der 

anschließenden Debatte wurde ausführ-

lich über das Thema Migration und einem 

ganzheitlichen Ansatz diskutiert. Das En-

gagement für Frieden und Sicherheit, die 

Förderung von Demokratie und Men-

schenrechten sowie der Einsatz für eine 

gerechte und nachhaltige Globalisierung 

und eine regelbasierte internationale Ord-

nung - das sind die Leitplanken deutscher 

Außenpolitik. Das heißt auch, wir wollen 

die Ursachen für Flucht bekämpfen, be-

kennen uns aber auch klar zu Genfer 

Flüchtlingskonvention. Bei Problemen im 

Umgang mit Geflüchteten müssen wir dif-

ferenzieren und gleichzeitig klar vermit-

teln, dass Regeln für uns alle gelten. 

 

 
Foto: BMU 

Die Anstrengungen der Geflüchteten, in 

Deutschland eine Lehre oder Ausbildung 

zu machen, sind absolut lobenswert. Dies 

ist wertvoll für ihren Lebensweg und ver-

leiht ihnen auch wichtige Kompetenzen 

für den Fall, wenn sie wiederum in ihr 

Herkunftsland zurückkehren müssten. 

Auf meine Frage, was den Geflüchteten in 

Deutschland schwerfallen würde, be-

klagte ein junger Afghane die Grammatik 

der deutschen Sprache, die scheinbar kei-

ner festen Logik folgen würde. Er führte 

mir die „Der, die, das“-Lernapp auf sei-

nem Smartphone vor. 

 

Das kann ich verstehen - und dann gibt 

es noch den Dialekt. Es heißt zwar gram-

matikalisch korrekt „die Butter“ aber bei 

uns im Alemannischen sagt man „der But-

ter“!“ 

 

Generalzolldirektion  

konkretisiert Abgrenzung von  

Zollverfahren zur aktiven 

Veredelung 

Im Nachgang zu den am 9. April in Weil 

am Rhein stattgefundenen Gesprächen 

zwischen Abgeordneten, Bundesfinanzmi-

nisterium, Generalzolldirektion, der In-

dustrie- und Handelskammern sowie der 

Handwerkskammern, äußerte sich die 

Generalzolldirektion heute in einem 

Schreiben zu der Abgrenzung der Tätig-

keiten in den Zollverfahren der vorüber-

gehenden Verwendung und der aktiven 

Veredelung im Falle der Einfuhr von Fahr-

zeugen aus der Schweiz. 

 

Durch diese Auflistung der Generalzolldi-

rektion einzelner Tätigkeiten erfolgt eine 

Klarstellung, welche Arbeiten unter die je-

weiligen erforderlichen Zollverfahren fal-

len. Dies trägt entscheidend zur Rechtssi-

cherheit der betroffenen Kfz-Werkstätten 

bei. Diese werde zeitnah auch auf der In-

ternetseite des Zolls eingestellt. Ich er-

warte allerdings auch, dass in der Umset-

zung eine möglichst einfache Handha-

bung vor Ort für die Bürger und Zollbe-

amten erfolgt. 

 

In dem Schreiben teilte die Generalzolldi-

rektion außerdem mit, dass man auf nati-

onaler Ebene bereits die Möglichkeiten 

der weiteren Vereinfachung ausgereizt 

habe und sich nun für eine Veränderung 

auf EU-Ebene einsetze. Hier bedürfe es 

möglicher Änderungen an den EU-Rechts-

akten selbst, welche aufgrund der Harmo-

nisierung der zollrechtlichen Vorschriften 

durch die Europäische Kommission vorge-

schlagen werden müssten. Ich werde 

mich dafür einsetzen, dass das EU-Recht 

zugunsten weitergehender Vereinfa-

chungsmöglichkeiten verändert und prak-

tikabler werden soll. 
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Hintergrund: 

Seit dem 1. Mai 2016 gilt in den Mitglied-

staaten der Europäischen Union der Zoll-

kodex der Union (UZK) mit zahlreichen 

zollrechtlichen Neuerungen. Hierzu ge-

hört auch das Zollverfahren der aktiven 

Veredelung. Das Zollverfahren der akti-

ven Veredelung ist für Fahrzeuge anzu-

wenden, die aus einem Drittland, in die 

EU verbracht und in der EU wertsteigern-

den Maßnahmen unterzogen werden. Die 

neuen zollrechtlichen Regelungen betref-

fen somit auch Schweizer Kunden, die 

ihre Fahrzeugen in deutschen Werkstät-

ten und Autohäusern bringen. 

 

Patricia Villinger geht für ein 

Austauschjahr in die USA 

Ein ganzes Jahr wird die 24-jährige Patri-

cia Villinger aus Weilheim-Nöggenschwiel 

im Rahmen des Parlamentarischen Paten-

schafts-Programms mit den Vereinigten 

Staaten in Watertown im Bundesstaat 

Massachusetts verbringen. Ich habe die 

Stipendiatin vor ihrer Abreise verabschie-

det. 

 

 
Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter 

Das Parlamentarische Patenschaft-Pro-

gramm bietet jungen Menschen die 

Chance für ein Jahr als Botschafter und 

Botschafterinnen Deutschlands in den 

USA zu verbringen. Durch dieses Pro-

gramm werden der interkulturelle Aus-

tausch und die Verständigung zwischen 

den Nationen gefördert. Patricia hat mich 

durch ihre humorvolle und reflektierte Art 

sofort beeindruckt und ich bin deshalb si-

cher, dass sie unser Land gut in den USA 

vertreten wird. Ich wünsche ihr ein span-

nendes und erlebnisreiches Jahr in Wa-

tertown und viele interessante Eindrücke. 

 

Die Vorfreude ist Patricia Villinger deutlich 

anzumerken. „Aufgeregt bin ich noch 

nicht, aber das kommt dann bestimmt 

kurz davor“, meint die Auszubildende. 

 

Lebensqualität vor Ort  

stärken 

Viele Menschen verbinden mit ihrer Hei-

mat ein soziales Miteinander und ein le-

benswertes Wohnumfeld. Politik für ein 

solidarisches Land bedeutet, für gute öf-

fentliche Leistungen in unseren Städten 

und Gemeinden zu sorgen, bei Bildung, 

Kultur, Gesundheit und Mobilität – und 

zwar überall in Deutschland: in Ost und 

West, in Stadt und Land. Daran arbeiten 

wir mit der Stärkung der Kommunen, der 

Förderung strukturschwacher Regionen, 

mit Investitionen in Bildung, Breitband, 

Wohnungsbau und Verkehr, mit der Ver-

besserung der Gesundheitsversorgung im 

ländlichen Raum. Dafür haben wir uns in 

den Koalitionsverhandlungen erfolgreich 

eingesetzt. 

 

Der Bund hilft mit, dass Städte und Ge-

meinden finanziell handlungsfähig sind. 

Wir sorgen dafür, dass die kommunalen 

Steuereinnahmen – vor allem die Grund-

steuer – erhalten bleiben. Außerdem in-

vestiert der Bund mit der Städtebauförde-

rung in Quartiere und den sozialen Zu-

sammenhalt. Den Städten und Gemein-

den wollen wir keine Aufgaben übertra-

gen, auf deren Kosten sie dann sitzen 

bleiben. 

 

Gut leben überall 

Lebensqualität darf nicht vom Wohnort 

abhängen. Unser Ziel sind gleichwertige 

Lebensverhältnisse und eine gute öffent-

liche Daseinsvorsorge in ganz Deutsch-

land. Ein neues gesamtdeutsches Förder-

system für strukturschwache Regionen, 

Städte, Gemeinden und Kreise richtet sich 
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gegen wachsende Ungleichheit zwischen 

Städten und Regionen. 

 

Bezahlbare Wohnungen 

Wir starten eine Offensive für mehr Woh-

nungen und fördern sozialen Wohnungs-

bau. Grundstücke des Bundes werden 

künftig günstiger an Städte, Gemeinden 

und Genossenschaften vergeben, wenn 

sie dem sozialen Wohnungsbau dienen. 

Kommunen erhalten neue Instrumente, 

die dafür sorgen, dass brachliegendes 

Bauland tatsächlich bebaut wird. Für sozi-

alen Wohnungsbau stellen wir 2,5 Milliar-

den Euro zusätzlich bereit. 

 

Gute Bildung und Betreuung 

Der Bund unterstützt Länder und Kommu-

nen bei der Verbesserung der Kinderbe-

treuung und dem Ausbau von Ganztags-

schulen. Zusätzliche 3,5 Milliarden Euro 

fließen in eine bessere Qualität der Kin-

derbetreuung und die schrittweise Entlas-

tung der Eltern von den Gebühren. Außer-

dem investieren wir 2 Milliarden Euro in 

die Ganztagsbetreuung im Grundschulal-

ter und in den nächsten fünf Jahren 5 Mil-

liarden Euro in die digitale Ausstattung 

von Schulen. 

 

Schnelles Internet 

Wir sorgen für schnelles Internet in ganz 

Deutschland. Der schnelle Zugang zu In-

formationen und Dienstleistungen über 

das Internet gehört zur Grundversorgung 

und ist eine wichtige Voraussetzung für 

Unternehmensansiedlungen und neue Ar-

beitsplätze in den Kommunen. Bis 2025 

soll es deshalb überall in Deutschland Gi-

gabit-Netze geben, verbunden mit einem 

Rechtsanspruch auf schnelles Internet. 

 

Mobil sein 

Wir erhöhen die Investitionen in den Nah-

verkehr. Der Bund verdreifacht schritt-

weise die Mittel für die Verkehrsinfra-

struktur vor Ort und stellt damit bis 2021 

zusätzlich eine Milliarde Euro zur Verfü-

gung. Die Bürgerinnen und Bürger profi-

tieren von besseren Straßen und öffentli-

chen Verkehrsmitteln. 

 

Gute Gesundheitsversorgung 

Wir stärken die Gesundheitsversorgung 

im ländlichen Raum. Dazu gehören eine 

gut erreichbare ärztliche Versorgung, 

wohnortnahe Geburtshilfe, Hebammen 

und Apotheken vor Ort. Ärztinnen und 

Ärzte in wirtschaftlich schwachen und un-

terversorgten ländlichen Räumen werden 

über regionale Zuschläge besonders un-

terstützt. 

 

Saubere Luft 

Wir setzen uns für saubere Luft in den 

Städten ein. Mit einem Sofortprogramm 

im Umfang von mehr als einer Milliarde 

Euro stärken wir den öffentlichen Nahver-

kehr und fördern alternative Antriebe wie 

die Elektromobilität. Fahrverbote wollen 

wir vermeiden. 

 

Gefahrgutsituation in  

Efringen-Kirchen:  

Kein Handlungsbedarf? 

Das Eisenbahn-Bundesamt sieht keinen 

Handlungsbedarf bei der Gefahrgutsitua-

tion in Efringen-Kirchen. 

 

Eine automatische Benachrichtigung an 

das EBA bei verkehrsbedingten Aufent-

halten von Gefahrgutzügen ist aber erfor-

derlich. Die Gefahr eines Zwischenfalls ist 

sehr real. Es ist wichtig, dass man die be-

rechtigten Sorgen der Anwohner ernst 

nimmt und dass das Bundesland und die 

Behörden des Bundes ihrer Verantwor-

tung zum Schutz der Bevölkerung gerecht 

werden. Das Eisenbahn-Bundesamt sollte 

über derartige Abstellungen automatisch 

informiert werden. 

 

Hintergrund: 

Der aktuelle Zwischenfall am 26. Juni, als 

ein Gefahrstoffalarm mit Feuerwehr- und 

Polizeieinsatz ausgelöst wurde. 

Weil dabei am Rangierbahnhof Basel Bad 

am Kesselwagen eines Güterzuges ein 

leichtentzündliches Methanol-Toluol-Ge-

misch auslief, hatte ich mich im Juli an 

das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) in Bonn 

gewandt. Dieses ist für die Überwachung 

der Ordnung für die internationale Eisen-

bahnförderung gefährlicher Güter (RID) 

zuständig. 
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In dem heute eingetroffenen Antwort-

schreiben teilte der Präsident des Eisen-

bahn-Bundesamtes Hörster mit, das Kon-

trollteam des EBA habe den Bahnhof Ef-

ringen-Kirchen im Rahmen der Gefahr-

gutkontrollen seit Juli 2017 in unregelmä-

ßigen Abständen verstärkt angefahren. 

Bisher seien jedoch bei den durchgeführ-

ten Kontrollen keine abgestellten Züge in 

den Überholgleisen des genannten Bahn-

hofs festgestellt worden und dem Eisen-

bahn-Bundesamt seien im Jahr 2018 

keine Ereignisse mit Gefahrgut bekannt 

geworden. 

 

Mir ist bewusst, dass Gefahrgüter auf der 

Schiene transportiert und gegebenenfalls 

zwischengelagert werden müssen. Es er-

schließt sich mir jedoch nicht, warum da-

für ausgerechnet Bahnhöfe ausgewählt 

werden, die nur einseitig gut beleuchtet 

und jederzeit der Öffentlichkeit zugäng-

lich sind und sich zudem in unmittelbarer 

Nähe zu einem dichtbesiedelten Wohnge-

biet befinden – wie es in Efringen-Kirchen 

der Fall ist. 

 

Die Abstellung von Güterzügen auf soge-

nannten Unterwegsbahnhöfen wie Efrin-

gen-Kirchen geschehe laut EBA in der Re-

gel nur dann, wenn aufgrund von Störun-

gen oder großem Güteraufkommen die 

Weiterfahrt z.B. durch die Schweiz vo-

rübergehend verweigert werde und die 

Aufnahmekapazitäten in den Bahnhöfen 

Basel Bad Rangierbahnhof oder auch Ba-

sel RB (Muttenz) erschöpft seien. Nur 

dann käme es ungeplant und zeitweise 

zur vorübergehenden Ausstellung von 

Güterzügen in zur Verfügung stehenden 

Überholgleisen. Ferner obliege in solchen 

Fällen die Verantwortung für die Siche-

rung von abgestellten Zügen den beteilig-

ten Eisenbahnunternehmen. Ein ver-

kehrsbedingter Aufenthalt von Güterzü-

gen auf Unterwegsbahnhöfen müsse we-

der von der Infrastrukturbetreiberin, der 

DB Netz AG, noch von dem am Transport 

beteiligten Eisenbahnverkehrsunterneh-

men an die Überwachungsbehörde ge-

meldet werden. Eine rechtliche Möglich-

keit, beförderungsbedingte Aufenthalte in 

bestimmten Gleisen oder Bahnhöfen zu 

versagen, sei nicht gegeben und wäre 

auch nicht sachgerecht. 

L 151a in Laufenburg:  

Ein Kreisverkehr ist noch 

nicht vom Tisch 

Im Juni 2018 hatte ich mich an das Ver-

kehrsministerium Baden-Württemberg 

gewandt, um den Antrag der Stadt Lau-

fenburg auf Umbau der Kreuzung von L 

151a und K 6542 in Hochsal in einen 

Kreisverkehr zu unterstützen. Das zu-

ständige Landesverkehrsministerium in 

Stuttgart teilte mir am 31.07.18 in einem 

Schreiben mit, dass zunächst verkehrs-

rechtliche Maßnahmen zu erwägen seien, 

bevor bauliche Maßnahmen getroffen 

werden könnten. 

 

Ich werde die Auswirkungen der ver-

kehrsrechtlichen Maßnahmen genau ver-

folgen und weiterhin den engen Aus-

tausch mit der Gemeinde suchen. Die ge-

stiegenen Unfallzahlen sprechen eine ein-

deutige Sprache. Verkehrsrechtliche Maß-

nahmen dürfen nicht als Verzögerungs-

taktik der Landesregierung herhalten. 

 

Sollten sich die Unfälle weiter häufen, 

werde ich mich dafür einsetzen, dass die 

Evaluation durch die Unfallkommission 

früher als geplant erfolgt und die notwen-

digen baulichen Maßnahmen veranlasst 

werden. Die Sicherheit der Verkehrsteil-

nehmer in Hochsal hat oberste Priorität 

für mich. 

 

Laut dem Schreiben wurden bereits erste 

verkehrsrechtliche Maßnahmen ergriffen. 

So wurde beispielsweise eine zusätzliche 

Markierung der zulässigen Höchstge-

schwindigkeit von 50 km/h auf der Fahr-

bahn angeordnet. Weiterhin wurde das 

Ordnungsamt am Landratsamt Waldshut 

gebeten, die Einhaltung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit durch verstärkte 

Überwachung durchzusetzen. 

 

Hintergrund 

Für eine Landstraße ist die Fahrbahn un-

gewöhnlich breit, was für Radfahrer und 

Fußgänger die Überquerung erschwert. 

Außerdem kommt es aufgrund der un-

günstigen topographischen Bedingungen 
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und überhöhter Geschwindigkeit in die-

sem Bereich immer wieder zu schweren 

Unfällen. 

 

In der Antwort des Verkehrsministeriums 

heißt es zudem, dass eine neue Unfall-

kommission, die noch in diesem Jahr zur 

L 151a zusammentreten wird, weitere 

Maßnahmen in Betracht ziehen könnte, 

z.B. die Einrichtung von Stoppstellen in 

den Nebeneinrichtungen. Eine Evaluation 

der umgesetzten Maßnahmen durch die 

Unfallkommission ist für den Sommer 

2019 geplant, kann bei weiterer Unfall-

häufung jedoch gegebenenfalls bereits 

früher erfolgen. 

 

Der Bau eines Kreisverkehrs ist damit 

noch nicht vom Tisch. Laut dem Verkehrs-

ministerium käme außerdem der Umbau 

in eine lichtsignalgesteuerte Kreuzung – 

evtl. sogar mit Geschwindigkeitssteue-

rung – in Frage, womit sich auch die Que-

rungssituation für Fußgängerinnen und 

Fußgänger sowie Radfahrerinnen und 

Radfahrer verbessern ließe. 

 

Einsatz für die 17 UN-Nach-

haltigkeitsziele in New York 

 
Foto: BMU 

Beim Ministersegment des UN-Nachhal-

tigkeitsforums lenkt Deutschland in die-

sem Jahr den Fokus auf die nachhaltige 

öffentliche Beschaffung. Mit einer Veran-

staltung am 18. Juli verdeutlicht die Bun-

desregierung, dass der Staat eine Vorbild-

rolle für nachhaltigen Konsum hat. Das 

Ministersegment überprüft jedes Jahr die 

Fortschritte bei der Umsetzung der 2030-

Agenda für Nachhaltige Entwicklung der 

UN und ihrer 17 globalen Nachhaltigkeits-

ziele. Es fand vom 16. bis 18. Juli 2018 in 

New York statt. Die Bundesregierung wird 

dabei durch das Bundesumweltministe-

rium und das Bundesentwicklungsminis-

terium vertreten. 

 

Wenn die Welt weiter so viele Ressourcen 

verbraucht wie derzeit, bräuchten wir 

zwei Planeten. Das zeigt, dass wir drin-

gend umsteuern müssen. Ein wichtiger 

Hebel ist die öffentliche Beschaffung. Pro-

dukte und Dienstleistungen im Wert von 

rund 300 Milliarden Euro werden alleine 

deutschlandweit von der öffentlichen 

Hand gekauft. Wenn wir diese öffentli-

chen Investitionen nicht nur in Deutsch-

land, sondern weltweit an Nachhaltig-

keitskriterien ausrichten, machen wir ei-

nen großen Schritt auf dem Weg zu einer 

sozialeren und ökologischeren Welt. Der 

Staat hat bei der öffentlichen Beschaffung 

eine Vorbildfunktion und kann mit seiner 

Nachfragemacht neue Märkte entwickeln 

und innovativen Produkten zum Durch-

bruch verhelfen. Auch wir können in 

Deutschland noch viel mehr tun und als 

Bundesverwaltung mit gutem Beispiel vo-

rangehen. In einigen Bereichen, etwa bei 

Holzprodukten oder energieeffizienten 

Geräten, sind wir schon ganz gut, in an-

deren ist noch viel Potential, zum Beispiel 

bei der Nachfrage nach recycelten Materi-

alien. 

 

Lesen Sie die vollständige  

Pressemitteilung hier  

 

Antwort vom Finanzministe-

rium zu elektronischen  

Ausfuhrkassenzetteln 

Das Finanzministerium sieht die Inte-

ressen kleinerer Einzelhändler bei 

elektronischen Ausfuhrkassenzetteln 

gewahrt. 

 

https://www.bmu.de/pressemitteilung/un-nachhaltigkeitsforum-deutschland-lenkt-blick-auf-nachhaltige-oeffentliche-beschaffung/
https://www.bmu.de/pressemitteilung/un-nachhaltigkeitsforum-deutschland-lenkt-blick-auf-nachhaltige-oeffentliche-beschaffung/
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Ich habe mich Ende Juni an das Bundes-

finanzministerium gewandt und in mei-

nem Schreiben darauf hingewiesen, dass 

bei der geplanten Einführung eines elekt-

ronischen Systems für die Ausfuhrkassen-

zettel insbesondere auch die Interessen 

kleinerer Einzelhändler berücksichtigt 

werden müssen. Das Bundesfinanzminis-

terium sieht laut Antwortschreiben diese 

Interessen gewahrt. Das ist eine gute 

Nachricht. 

 

Laut Schreiben aus dem Bundesministe-

rium der Finanzen (BMF) ist die Gene-

ralzolldirektion derzeit mit der Planung 

und Konzeption eines entsprechenden 

Verfahrens beauftragt. Dabei stehe die 

Generalzolldirektion in engem Austausch 

mit der IHK Hochrhein-Bodensee als zent-

ralem Ansprechpartner für die Interessen 

des gesamten Einzelhandels der Region. 

Auch die Interessen der kleineren Einzel-

händler sollen in den Prozess eingebracht 

werden. 

 

Mir ist wichtig, dass gerade der inhaber-

geführte Einzelhandel am Hochrhein ge-

genüber den großen Ketten durch das 

neue System nicht ins Hintertreffen gerät. 

Generell sehe ich in einer Automatisie-

rung des Systems aber auch die Chance 

auf zwingend notwendige Entlastung, so-

wohl für Handel, Kunden und Zollverwal-

tung als auch vor allem für die betroffe-

nen Anwohner bei den Grenzübergängen. 

 

Aktuelle Überlegungen sehen die Einfüh-

rung eines IT-Systems durch die Entwick-

lung einer App-Lösung für mobile Endge-

räte wie Smartphones und Tablets vor. 

Für eine derartige Lösung ist die Regist-

rierung des Kunden sowie des teilneh-

menden Händlers erforderlich. Die ent-

sprechenden Daten zum Einkauf sollen 

elektronisch an das IT-System der Zoll-

verwaltung übermittelt werden. 

 

Laut Schreiben des BMF werde es nach 

aktuellem Planungsstand auch eine kos-

tenfreie Variante in Form einer Internet-

lösung zur Übermittlung der Einkaufsda-

ten an die Zollverwaltung geben. Dies soll 

allen Wirtschaftsbeteiligten die Möglich-

keit geben, die Erstellung elektronischer 

Ausfuhrkassenzettel komfortabel und si-

cher abzuwickeln, ohne zusätzliche Soft-

ware installieren oder auf IT-Dienstleis-

tungen zurückgreifen zu müssen. 

 

Närrischer Besuch:  

Laufenburger Elferrat zu Gast 

im Deutschen Bundestag 

 
Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter 

Die südbadische Fasnacht lebt nicht nur 

von ihren bunten Traditionen, sondern 

vor allem von den vielen Menschen, die 

unsere einzigartige Region und Kultur 

durch ihre ehrenamtliche Tätigkeit grenz-

überschreitend bekannt machen. Umso 

mehr habe ich mich gefreut, dass ich am 

Rande der Informationsfahrt des Presse- 

und Informationsamtes der Bundesregie-

rung in der Hauptstadt Berlin vom 4. bis 

7. Juli auch den Elferrat von Laufenburg 

im Paul-Löbe-Haus des Bundestages be-

grüßen durfte. Die Mitglieder des Elferrats 

haben mich dann auch noch mit einem 

Bild- und Comicband aus der Waldstadt 

überrascht und mir damit einen schönen 

Gruß aus der Heimat überreicht. Vielen 

Dank an den Elferrat! 
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Hochrheinbahn: Bahn räumt 

Mängel ein und verspricht 

Besserung 

Auch nach dem im Mai erfolgten Wechsel 

auf modernisierte Triebwagen kommt es 

auf der Hochrheinstrecke weiterhin zu er-

heblichen Störungen. Die Deutsche Bahn 

räumt in einem Schreiben jetzt die anhal-

tenden Schwierigkeiten ein und verspricht 

gleichzeitig Besserung: „Wir bedauern, 

dass wir bislang den Hoffnungen und Er-

wartungen unserer Kunden an den Ein-

satz modernisierter Fahrzeuge nicht ge-

recht werden konnten. Das Ziel von Regio 

ist es, bis August eine stabile Verfügbar-

keit der BR 612 für den Hochrhein zu er-

möglichen“, so der Konzernbevollmäch-

tigte der Deutschen Bahn Sven Hantel. 

 

Gemäß der Ausschreibung des Landes 

setzt die Bahn zwischen Basel und Singen 

auf gebrauchte Fahrzeuge, die woanders 

bereits ausrangiert wurden. Trotz einge-

hender technischer Überprüfung, komme 

es so Hantel, aufgrund der langen Stand-

zeiten immer wieder zu Folgeschäden. In 

dieser Intensität, Komplexität und Vielfalt 

seien die Probleme für die Bahn nach ei-

gener Aussage nicht absehbar gewesen. 

 

Die Anerkennung der Wirklichkeit ist der 

erste Schritt auf dem Weg zur Besserung. 

Diese selbstkritische Haltung erwarte ich 

nun auch vom Landesverkehrsministe-

rium. Schließlich hat Stuttgart für die 

Pendler am Hochrhein diese Züge von der 

Resterampe bestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Liebe Leserinnen und Leser,  

 
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis 

und in unserer Region möchte ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre An-
liegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit telefonisch, per E-Mail 

oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin 

besuchen Sie mich auch gerne auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen 
mir auf Twitter und Instagram!  

 

 
 

 

 

Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 

F: 030 – 227 76 173 

E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundes-
tag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 

F: 07751 – 91 76 882 

E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundes-
tag.de 
 

Home:  

Facebook: 

Twitter: 

Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 

facebook.com/schwarzeluehrsutter 

twitter.com/rischwasu 

instagram.com/rischwasu/ 
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